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Positive Integration

Gemeinsame, positive Vorschriften auf einem best. Gebiet: insbes. 
Harmonisierung, d.h. materielle Vorschriften zur Annäherung der 
nat. Rechte der Mitgliedstaaten auf positiver Ebene; siehe Tafel 11/4.

Z.B.:
• Zulassungssystem für Medizinalprodukte, RL 2001/82 und 

2001/83;
• Gemeinsame Vorschriften über Autoauspuffsysteme, RL 70/157.

Negative Integration

Gemeinsame, negative Vorschriften: Verbote, d.h. materielle 
Vorschriften zur Annäherung der nat. Rechte der Mitgliedstaaten auf 
negativer Ebene.

Insbes. der wirtschaftl. Kernbereich des AEUV: Binnenmarkt- und 
Wettbewerbsrecht; siehe Kapitel  8, Kapitel 9

Freier 
Warenverkehr, 
Art. 28 ff. AEUV

Freier 
Personenverkehr, 
Art. 45 ff. AEUV

Freier 
Dienstleistungsver
kehr, 
Art. 49 ff. AEUV

Freier 
Kapitalverkehr, 
Art. 63 ff. AEUV

Wettbewerbsrecht,
Art. 101 ff. AEUV 
(einschl. staatl. 
Beihilfen)

Thema:
Die EU verfolgt die Integration sowohl durch gemeinsame Verbote (sog. negative Integration) als auch durch 
gemeinsame, positive Vorschriften (sog. positive Integration). Die Verbote im AEUV sind nur dann anwendbar, wenn es 
kein spezifisches Sekundärrecht gibt. Viel Sekundärrecht enthält positive Vorschriften.

Beziehung nach dem "Tedeschi-Prinzip"
 

Die Verbote im AEUV sind nur anwendbar, wenn es kein spezifisches (z.B. 
harmonisierendes) Sekundärrecht gibt. M.a.W. gehen spezifische Vorschriften vor.
• Tedeschi (1977), zum Warenverkehr: wo der Gesundheitsschutz harmonisiert ist, 

kann nicht mehr auf Art. 36 AEUV zurückgegriffen werden.
• Im breiteren Kontext: z.B. Vanacker (1993), DaimlerChrysler (2001), Tinted Films 

(2008), Petersen (2008), Aberdeen Property (2009).

Besondere Situationen:
• Sekundärrecht verweist zurück auf den Vertrag; z.B. Art. 14 RL 97/7 (Fernabsatz); 

DocMorris (2003; keine Entsprechung in der neuen RL 2011/83, siehe Art. 4).
• Sekundärrecht spezifiziert die Bedeutung des Primärrechts und kann zusammen 

mit diesem angewandt werden; z.B. Art. 7 VO 492/2011 bez. Art. 45 Abs. 2 AEUV; 
z.B. Salzburger Landeskliniken (2013).

Die Beziehung zwischen positiver und negativer Integration
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Thema:
In einer Zeit, in welcher sich die positive Integration wegen politischer Schwierigkeiten schwer verwirklichen liess 
(insbes. wegen des Erfordernisses der Einstimmigkeit im Ministerrat), bewirkte die EuGH-Entscheidung Cassis de 
Dijon die drastische Senkung des Harmonisierungsbedarfs.

Herkunftsstaatsprinzip

Die Qualität des Erzeugnisses wird vom 
Herkunftsstaat kontrolliert, d.h. dieser erlässt die 
diesbezüglichen Vorschriften.

Gegenseitige Anerkennung

Im Prinzip müssen die Mitgliedstaaten aus anderen 
Mitgliedstaaten stammende Erzeugnisse zulassen.

"Im Prinzip" heisst:
• Im Falle unterschiedslos anwendbarer 

Massnahmen unter dem Vorbehalt von 
zwingenden Erfordernissen; siehe Tafel 8/20;

• In allen Fällen unter dem Vorbehalt der Rechtferti-
gungsgründe nach Art. 36 AEUV; siehe Tafel 8/24.

Das Cassis de Dijon-Prinzip ...

Cassis de Dijon (1979) über die Auslegung von Art. 34 AEUV (damals Art. 30 EWG-Vertrag): Rechtmässig in einem 
Mitgliedstaat hergestellte Waren müssen in den anderen Mitgliedstaaten im Prinzip zugelassen werden.

... führte zu einer drastischen Verringerung des  
Harmonisierungsbedarfs 

Cassis de Dijon-Mitteilung der Kommission (1979)
 
Nach Cassis de Dijon (1979) ist Harmonisierung nur 
in den von Art. 34 AEUV erfassten Bereichen nötig, 
wo:
• zwingende Erfordernisse oder 
• Ausnahmen nach 36 AEUV
gelten.

Bemerkungen:
• Als Folge der Entwicklung der Rechtsfigur der Beschränkung durch den EuGH findet das Cassis de Dijon-Prinzip 

auch in anderen Bereichen des Vertragsrechts Anwendung; siehe Tafel 8/35, Tafel 8/63.
• Das Cassis de Dijon-Prinzip gilt auch im Rahmen von Sekundärrecht; z.B. Art. 3 RL 2000/31 über e-commerce; Art. 

2 und 3 RL 2010/13 über audiovisuelle Mediendienste. 
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Thema:

Die Beziehung zwischen der positiven und der negativen Integration in einem konkreten Rechtsgebiet hängt von 
verschiedenen Faktoren ab, darunter z.B. die Entwicklung des einschlägigen Sekundärrechts, Charakteristika des 
betreffenden Gebiets und die EuGH-Rechtsprechung.

Beziehung zwischen positiver und negativer Integration

Hängt von versch. Faktoren ab, z.B.:

Entwicklung von harmonisieren-
dem Recht, das die Anwendung 
des Vertragsrechts beschränkt

Z.B. Verwendung von Fetten zur 
Herstellung von Schokolade

Wenig Harmonisierung in best. 
Bereichen, was für das 
Vertragsrecht einen grossen 
Anwendungsraum belässt

Z.B. Besteuerung von 
Unternehmen

Einfluss der EuGH-Rechtspre-
chung zum Vertragsrecht, die zu 
positiven Verpflichtungen ähnl. 
dem Sekundärrecht führt

Z.B. öffentliches Vergaberecht

RL 73/241 (ursprüngliches 
sekundärrechtliches Regime)

EuGH Schokolade (2003):
• Die Richtlinie regelte die 

Verwendung von anderen 
pflanzl. Fetten als Kakaobutter 
nicht in abschliessender 
Weise; siehe Art. 14  Abs. 2 
Buchst. a; 

• Deshalb keine umfassende 
Harmonisierung;

• Nat. Vorschriften über diese 
Frage fielen deshalb in den 
Anwendungsbereich des 
damaligen Art. 30 EWG-
Vertrag (heute Art. 34 AEUV).

RL 2000/36
(heute gültiges Regime)

• Die Frage ist harmonisiert: 
nach Art. 2 kann nat. Recht 
höchstens 5% best. 
andersartiger pflanzl. Fette in 
Schokolade zulassen;

• Folglich: Rückgriff auf Art. 34 
AEUV ist nicht mehr möglich.

Lediglich selektive 
Harmonisierung; z.B.:

• RL 2011/96 über die 
Besteuerung von Mutter- und 
Tochtergesellschaften;

• RL 2009/133 über die 
Besteuerung von u.a. 
Fusionen.

Im grossen Bereich ausserhalb 
solcher Richtlinien findet 
Vertragsrecht Anwendung (freier 
Verkehr von Personen, 
Dienstleistungen und Kapital, 
staatliche Beihilfen).

Stetig zunehmende Zahl von 
Entscheiden; z.B.:
• Avoir fiscal (1986): der erste 

ausdrückl. Entscheid auf 
diesem Gebiet;

• Saint-Gobain (1999);
• Barbier (2003);
• Marks und Spencer (2005);
• Cadbury Schweppes (2006);
• Azores (2006);
• Oy AA (2007);
• A Oy (2013).

Wichtiges Sekundärrecht: 

Die RL 2014/24 und 2014/25 
verpflichten die Mitgliedstaaten, 
im Falle der Vergabe von 
grossen Aufträgen zur öffentl. 
Ausschreibung.

Ausserhalb dieser Richtlinien 
findet Vertragsrecht Anwendung, 
mit einer bis zu einem gewissen 
Grad ähnliche Wirkung; z.B. 
ANAV (2006), Acoset (2009):

• Art. 18, 49, und 56 AEUV: das 
Verbot der Diskriminierung 
wegen der Staatsangehörig-
keit schliesst insbes. eine 
Verpflichtung zur Transparenz 
ein, d.h. es muss ein 
angemessener Grad von Öf-
fentlichkeit sichergestellt 
werden, der die Dienstleis-
tungskonzession dem Wettbe-
werb öffnet und die Nachprü-
fung ermöglicht, ob die Verga-
beverfahren unparteiisch 
durchgeführt worden sind.

• Auf öffentl. Dienstleistungs-
konzessionen findet Art. 106 
Abs. 1 AEUV Anwendung.
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Thema:
In der EU stellt die Harmonisierung durch Sekundärrecht die klassische, aber keineswegs die einzige 
Integrationsmethode dar. Harmonisierung bedeutet die Annäherung der unterschiedlichen nationalen Rechtssysteme 
auf der inhaltlichen Ebene.

Integrationstechniken: im Sekundärrecht verwendete Haupttypen

Notifizierung von Standards

Es gibt keine gemeinsamen Vor-
schriften, wohl aber die Pflicht der 
Mitgliedstaaten, die Kommission 
über neue technische Standards 
und Verordnungen zu informieren.

Z.B. RL 98/34 

Offene Methode der 
Koordination 

Nicht gesetzgeberische Technik 
nach den Schlussfolgerungen des 
Rates von Lissabon (2000); einge-
setzt z.B. in der Beschäftigungspo-
litik. Typisch: Leitlinien, zeitl. 
Fahrpläne, "Benchmarks".

Ursprüngliche Gesetzgebung

Es gibt kein nat. Recht, das 
angenähert werden könnte. 

Z.B. das ursprüngl. EWG-Recht 
über den Schutz der Ozonschicht, 
VO 3322/88

Weitere Integrationstechniken

Koordinierung

Verbessert das 
Zusammenspiel der 
unterschiedl. nat. 
Systeme, ohne sie 
einander durch 
gemeinsame, positive 
Vorschriften anzunähern.

Normalerweise 
kombiniert mit 
gemeinsamen, negativen 
Vorschriften 
(Diskriminierungsverbote); 
siehe Tafel 11/1.

Z.B. auf Art. 48 AEUV 
gestütztes Sozial-
versicherungsrecht; 
siehe Tafel 10/15

Gegenseitige 
Anerkennung

Schafft in Reinform keine 
gemeinsamen, materiel-
len Bestimmungen, son-
dern verlangt die gegen-
seitige Anerkennung der 
unterschiedl. nat. 
Vorschriften durch die 
Mitgliedstaaten. 

Z.T. kombiniert mit 
gemeinsamen, positiven 
Vorschriften; siehe 
Tafel 11/1.

Z.B.:
• RL 2005/36 über 

Berufsqualifikationen;
• RL 2006/126 über den 

Führerschein; 
• RL 2000/31 über e-

commerce.

Einheitliche 
Gesetzgebung

Schafft ein einheitl. 
System. Mitgliedstaaten 
sind verpflichtet, sich 
nach einer einzigen, 
gemeinsamen Regelung 
zu richten und diese 
anzuwenden.

Z.B.:
• VO 2157/2001 über 

die Societas 
Europaea;

• VO 
207/2009 über die 
EU-Marke;

• Ausserhalb des EU-
Rechts: das Wiener 
Kaufrechtsüberein-
kommen für die von 
ihm erfassten 
Kaufverträge.

Harmonisierung

Nähert die 
Rechtssysteme der 
Mitgliedstaaten einander 
auf der materiellen 
Ebene durch 
gemeinsame, positive 
Vorschriften an, ohne zu 
einem einheitl. System 
zu führen. M.a.W. 
besteht Spielraum für 
Differenzierung.

Siehe Tafel 11/5 ff.

Spielt via das Cassis de 
Dijon-Prinzip auch im 
Primärrecht eine Rolle; 
siehe Tafel 11/2.
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Thema:
Die Integrationstechnik der Harmonisierung weist sowohl eine formelle als auch eine materielle Seite auf. Erstere 
betrifft die Zuständigkeit und das Verfahren, letztere den Inhalt des harmonisierenden Rechts.

Zwei unterschiedliche Aspekte der Harmonisierung

Formelle Aspekte Materielle Aspekte

Verfahren

Die anwendbare 
Kompetenzbestim-
mung nennt das zu 
befolgende Verfahren, 
d.h. die Rolle der EU-
Organe und die 
Stimmmodalitäten im 
Ministerrat.

Siehe Tafel 4/4

Anwendungsbereich 
des harmonisierenden 

Rechts

Eine harmonisierende 
Massnahme gilt nur 
innerhalb ihres 
Anwendungsbereichs.

Siehe Tafel 11/6

Harmonisierungsgrad

Es gibt versch. Grade 
der Harmonisierung.

Siehe Tafel 11/7

Besonders wichtig:
Verbleibender Handlungsspielraum der Mitgliedstaaten

Der Anwendungsbereich von harmonisierendem EU-Recht sowie der darin enthaltene Harmonisierungsgrad  
bestimmen gestützt auf das Prinzip des "besetzten Feldes" der den Mitgliedstaaten verbleibenden 
Handlungsspielraum zur Regelung einer best. Frage:

Ausserhalb der ausschliessl. Zuständigkeit der EU können die Mitgliedstaaten Regelungen treffen, soweit und insofern 
die EU dies nicht bereits getan hat, aber nur innerhalb der durch die Verträge gesetzten Grenzen; siehe Tafel 4/2.

Bemerkung:
Dies betrifft den Inhalt einer harmonisierenden Massnahme. Wurde die Massnahme gestützt auf z.B. Art. 114 AEUV 
erlassen, so besitzen die Mitgliedstaaten u.U. im Rahmen der Abs. 4 und 5 unabhängig vom Inhalt der Massnahme ein 
gewisses Mass an Flexibilität (Beibehaltung von bereits bestehendem, strengerem nat. Recht oder Schaffung von 
neuem, strengerem nat. Recht); siehe Tafel 4/6.

Zuständigkeit der EU

Harmonisierung ist nur 
dann möglich, wenn 
die EU auf dem betr. 
Gebiet eine entspre-
chende Zuständigkeit 
besitzt (Prinzip der 
Einzelermächtigung, 
Art. 5 EUV).

Handeln der EU setzt 
deshalb das Bestehen 
einer relevanten 
Kompetenzbestim-
mung voraus.

Siehe Tafel 4/1

15.815.8
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Thema:
Die korrekte Ermittlung des Anwendungsbereichs einer harmonisierenden Massnahmen ist von grösster praktischer 
Bedeutung. Die Frage nach dem Grad der Harmonisierung stellt sich erst, nachdem die anwendbare Massnahme 
ermittelt ist.

Beispiele zur Begrenzung des Anwendungsbereichs von EU-Sekundärrecht

Begrenzung durch die 
Massnahme selbst

Z.B.:
• Art. 1 Abs. 3 RL 

2003/88 über die 
Arbeitszeit: Richtlinie 
erfasst Seeleute 
nicht.

• Art. 3 VO 139/2004 
über Unternehmens-
zusammenschlüsse 
(Fusionen): VO ist 
nur auf Zusammen-
schlüsse mit unions-
weiter Bedeutung 
anwendbar; siehe 
Tafel 9/31.

Begrenzung durch eine 
andere Massnahme 

Z.B.:
VO 141/62 legte fest, 
dass die frühere VO 
17/62 über 
Wettbewerbsrecht 
(Durchführungsverord-
nung; siehe Tafel 9/24) 
den Verkehr nicht 
erfasste.

Begrenzung im Hinblick 
auf anderes und 

spezifischeres Recht

Z.B.:
Art. 1 Abs. 3 RL 2000/31 
über den e-commerce: 
die Richtlinie lässt das 
Schutzniveau u.a. für die 
öffentl. Gesundheit und 
den Verbraucherschutz, 
wie es sich aus anderem 
EU-Recht ergibt, 
unberührt, soweit die 
Freiheit, Dienste der 
Informationsgesellschaft 
anzubieten, dadurch 
nicht eingeschränkt wird.

Z.B. Gesundheitsschutz 
i.Z.m. dem Fernabsatz 
von Arzneimitteln nach 
Art. 14 der RL 97/7 über 
den Fernabsatz

Begrenzung durch eine 
Vertragsbestimmung

Z.B.:
EFTA-Gerichtshof in 
Maglite (1997) zum   
EWR-Recht: 
Anders als im EU-Recht 
findet im Rahmen des 
EWR-Rechts das im EU-
Sekundärrecht über 
Marken vorgesehene 
regionale Erschöp-
fungsprinzip keine 
Anwendung auf den 
Handel mit Drittstaaten, 
weil das EWR-
Abkommen den 
letzteren nicht erfasst 
(Art. 8 Abs. 2 EWR).

Bemerkung: 
Später widerrufen in 
L'Oréal (2008).

Anwendungsbereich von EU-Recht

Ermittlung des Anwendungsbereichs

Der Anwendungsbereich einer Massnahme ist üblicherweise in bes. Bestimmungen über diese Frage 
umschrieben (d.h. in Bestimmungen, welche den Anwendungsbereich der Massnahme benennen). Dies ist 
allerdings nicht immer der Fall. 
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Harmonisierungsgrad und Handlungsspielraum der Mitgliedstaaten

Der den Mitgliedstaaten nach erfolgter Harmonisierung durch die EU verbleibende Handlungsspielraum hängt nicht nur 
vom Anwendungsbereich des harmonisierenden Rechts ab, sondern auch vom Grad der Harmonierung.

Wichtige Beispiele:

Absolute 
Harmonisierung

Alternative 
Harmonisierung

Minimum-
harmonisierung

Gemeinsame Vorschriften ohne Handlungsspielraum für die 
Mitgliedstaaten, ausser im Rahmen von Schutzklauseln

Z.B. RL 2002/32 über Tierrernährung:
• Art. 4 Abs. 1 über den Inhalt der Nahrung;
• Art. 7 als Schutzklausel für den Fall einer Gefahr für die 

Gesundheit oder die Umwelt; Tedeschi (1977), bez. einer älteren 
Version der RL.

Wahl zwischen zwischen zwei oder mehr Lösungen

Z.B. Art. 9 Abs. 1 RL 2014/40 über Gesundheitswarnungen auf 
Zigarettenpackungen: entweder "Rauchen ist tödlich - hören Sie jetzt 
auf.“ oder "Rauchen ist tödlich“

Gemeinsame Mindestlösung, über welche die Mitgliedstaaten 
aberhinausgehen können; z.B.:

• Art. 9 Abs. 3 RL 2014/40: Gesundheitswarnung muss mindestens 
30 % der Aussenfläche der entsprechenden Breitseite der 
Packung des Tabakerzeugnisses einnehmen; vgl. Gallaher (1993), 
bez. einer älteren Version der Richtlinie;

• Art. 6 RL 2003/88 über die Arbeitszeit: höchstens 48 Stunden 
wöchentl. Arbeitszeit (Gesundheitsschutz);

• Art. 14 RL 97/7 über den Fernabsatz: höheres Schutzniveau für 
die Verbraucher als in der Richtlinie vorgesehen, unter Beachtung 
der Verträge.

Thema:

Es gibt verschiedene Grade der Harmonisierung, welche den Mitgliedstaaten innerhalb des Anwendungsbereichs der 
harmonisierenden Massnahmen ein unterschiedliches Mass an Handlungsspielraum belassen.

Freiwillige 
Harmonisierung

Anwendung der gemeinsamen Vorschriften jedenfalls auf 
grenzüberschreitende Sachverhalte, aber auch umfassend möglich
 
Z.B. die Präambel RL 70/157 über Auspuffvorrichtungen für 
Kraftfahrzeuge ("entweder zusätzlich oder an Stelle ihrer derzeitigen 
Regelung")

Bemerkung:
Uneinheitliche Terminologie in Literatur und Rechtsprechung für die Beschreibung der versch. Harmonisierungsgrade.
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Thema:

EU-Sekundärrecht über die Herstellung von Waren, das den Mitgliedstaaten einen Handlungsspielraum belässt, 
enthält in der Regel eine Freihandelsklausel zur Ermöglichung des Handels mit Waren aus anderen Mitgliedstaaten.

Freihandelsklauseln im Sekundärrecht über Waren

Bemerkung:
Freihandelsklauseln sind nicht erforderlich, wo harmonisierendes Sekundärrecht nur Situationen innerhalb eines 
Mitgliedstaates betrifft, z.B. im Sozialrecht; siehe Kapitel 10.

Beispiele

Freiwillige Harmonisierung: 
z.B. Auspuffvorrichtungen für 

Kraftfahrzeuge

Art. 2 RL 70/157:
"Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-
Betriebserlaubnis oder die 
Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung 
nicht aus Gründen des zulässigen 
Geräuschpegels und der 
Auspuffvorrichtung verweigern, wenn 
diese den Vorschriften des Anhangs 
entsprechen."

Minimumharmonisierung:
z.B. Etikettierung von Tabakprodukten

Art. 13 Abs. 1 RL 2001/37:
"Die Mitgliedstaaten dürfen die Einfuhr, den Verkauf und 
den Konsum von Tabakerzeugnis-sen, die dieser 
Richtlinie entsprechen, nicht aus Gründen untersagen 
oder beschränken, die mit der Begrenzung des Teer-, 
Nikotin- oder Kohlen-monoxidgehalts von Zigaretten, den 
gesund-heitsrelevanten Warnhinweisen und sonstigen 
Angaben oder anderen Erfordernissen dieser Richtlinie 
zusammenhängen; ausgenommen sind Maßnahmen zur 
Überprüfung der nach Artikel 4 mitgeteilten Angaben."

Die Notwendigkeit von Freihandelsklauseln

Ohne Freihandelsklauseln könnten die Mitgliedstaaten versucht sein, die Einfuhr und die Vermarktung von 
Waren zu verbieten, wenn diese nicht ihrem eigenen Standard entsprechen. Dies würde dem Gedanken des 
Binnenmarktes zuwiderlaufen.

"Freihandelsklauseln"

EU-Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Einfuhr und die Vermarktung von Waren zu akzeptieren, welche dem 
Standard des einschlägigen EU-Sekundärrechts entsprechen.

http://www.eur-charts.eu
http://www.eur-charts.eu/
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